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REC�N\.JNGSHOF 
3, DAMPFSCHIFFSTRASSE 2 

A-1033 Wien, Postfach 240 

Tel. (0 22 2) 711 71/0 oder 

L 

An das 

Klappe Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 135 389 rh a 

DVR: 0064025 

Telefax 712 94 25 

Präsidium des 
N ationalrates 

Bitte in der Antwort die Geschäftszahl 
dieses Schreibens anführen. 

Parlamentsgebäude 
1017 W i e n  

Zll543-01/92 

Betrifft: 
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Datum: 1 3. MAI 19

Z
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Stellungnahme _ 
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Sehr. d. BMWF vom 4. April 1992. 
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In der Anlage beehrt sich der Rechnungshof. 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zum 

gegenständlichen Gesetzesentwurf zu übermitteln. 

Für die �ich1Jd:�it 
&ler AU�J.nl!: 

12. Mai 1992 

Der Präsident: 

Broesigke 
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• 
RECHNUNGSHOF A-1033 Wien, Postfach 240 

Tel. (0 22 2) 711 71/0 oder 
3, DAMPFSCHIFFSTRASSE 2 

L 

An den 

Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung 

Minoritenplatz 5 
1014 Wi e n  

Betrifft: Novelle zum Forschungsförderungsgesetz. 
Stellungnahme 

Sehr. d. BMWF vom 4. April 1992. 
GZ 2300/2-21/92 

Klappe Ourchwahl 

Fernschreib-Nr. 135 389 rh a 

OVA: 0064025 

Telefax 712 94 25 

Bitte in der Antwort die Geschäftszahl 
dieses Schreibens anführen. 

Zl 1543-01/92 

Der RH nimmt zu dem im Gegenstand angeführten Gesetzesentwurf wie folgt Stellung: 

Zu § 25 (Wegfall genehmigungspflichUger Angelegenheiten): 

Lt Z 11 des vorliegenden Entwurfes soll die derzeit erforderliche Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde für Beschlüsse der Fondsorgane über 

den Abschluß von Rechtsgeschäften. die eine dauernde oder mehrjährige Bela­
stun� des Fonds zum Ge�enstand haben (§ 25 Abs 2 lit b) sowie über 

die Gewährung von Förderungsbeträgen oder Darlehen mit einer jährlichen Fäl­
lI�kelt von über 2 Mlo S (§ 25 Abs 2 Iit d) aus verwaltun�sökonomischen Erwä­
gungen 

hlnkünftl� entfallen. Ge�en diesen Vorschlag bestehen seitens des RH keine Bedenken. Als 

Ausgleich hlefür regt er jedoch an. das Recht der Aufsichtsbehörde zur Aufhebung von Be­

schlüssen (vgl § 25 Abs 1) Insofern zu ergänzen. daß auch Beschlüsse. die die finanzielle La­

ge des Fonds gefährden. hinkünfttg aufgehoben oder zumindest ausgesetzt werden können. 

Von dieser Stellungnahme werden ue 25 Ausfertigungen dem Präsidium des NR und eine 

Ausfertigung dem Bundesminister für Föderalismus und Verwaltungsreform übermittelt. 

Für die (�imligkeit 
der Au�un2: 

12. Mai 1992 

Der Präsident: 

Broesigke 
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